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Beschluss:

1. Von der Sachbehandlung - laufende Angelegenheit (§ 22 GeschO) - wird 

Kenntnis genommen, wonach es nicht möglich bzw. nicht vorgesehen ist, dem 

zuständigen Bezirksausschuss bei einem Bauvorhaben die Grunddienst-

barkeiten, die auf einem Grundstück lasten, regelmäßig gesondert bekannt zu 

geben. Nachdem bei der Prüfung eines Bauantrags in der Regel auch ein 

Abgleich stattfindet, ob das Grundstück mit baurechtlich relevanten 

Dienstbarkeiten zugunsten der LHM belastet ist, ist gewährleistet, dass diese 

Dienstbarkeiten bei der Beurteilung der Bebauung im rechtlich erforderlichen 

Rahmen berücksichtigt werden. 

2. Die Empfehlung Nr. 14-20 / E 01300 der Bürgerversammlung des 

18. Stadtbezirkes Untergiesing-Harlaching am 24.11.2016 ist damit gemäß 

Art. 18 Abs. 4 der Gemeindeordnung behandelt.

3. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 


